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Drucksache IV/ 2409 


Der Bundesminister des Innern 

II B 1 - 221 199 - 290/64 


Bonn, den 22. Juni 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des DeuLsdien Bundestages 


Betr. : Beamtenbesoldung 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/2277 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

1. Es kann keine Rede davon sein, daß der Bundesminister 
des Innern nicht bereit oder nicht gewillt wäre, zu einer 
Objektivierung der Besoldungspolitik dadurch beizutragen, 
daß der Abstand zwischen der Entwicklung der allgemeinen 
wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse einerseits 
und den Bezügen im öffentlichen Dienst andererseits ermit- 
telt wird. Nur war zu vermuten, daß — wie bei allen poli- 
tisch umstrittenen wirtschaftlichen Daten — auch hier Mei- 
nungsverschiedenheiten über die zu verwendenden Aus- 
gangspunkte auftreten würden. Ich begrüße es daher, daß 
nunmehr auch die Fraktion der SPD bereit ist, von der Bun- 
desregierung ermittelte Zahlen zum Ausgangspunkt ihrer 
Überlegungen zu machen. 

2. Die vorhandenen Daten eignen sich nur teilweise für die 
Beurteilung des Abstandes zwischen der Entwicklung der 
allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse 
und den Bezügen im öffentlichen Dienst. Auch das Bundes- 
verfassungsgericht hat hierfür nur sehr allgemeine Hin- 
weise gegeben. 

a) In seinem Beschluß vom 11. Juni 1958 — 1 BvR 1/52, 
46/52 — hatte das Bundesverfassungsgericht nicht über 
die Frage einer etwa ungenügenden oder unterbliebe- 
nen Besoldungsanpassung zu entscheiden, sondern über 
das Ausmaß der Teilnahme von Angehörigen nach dem 
Gesetz zu Artikel 131 GG. Hierzu hat das Bundesver- 
fassungsgericht untersucht und festgestellt, daß eine im 
Jahre 1951 tatsächlich vollzogene Besoldungsanhebung 
dazu diente, entsprechend hergebrachten Grundsätzen des 
Berufsbeamtentums den angemessenen Lebensunterhalt 
für die Beamten zu gewährleisten. Diesen Feststellungen 
lag eine Untersuchung der tatsächlichen besoldungspoli- 
tischen Entwicklung in der Vergangenheit zugrunde. Das 
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Bundesverfassungsgericht hat in der Begründung zu dem 
besagten Beschluß ausgeführt, die Entwicklung zeige 
schon in der Zeit der konstitutionellen Monarchie und 
während der Geltung der Weimarer Verfassung, daß der 
Gesetzgeber sich bei der Besoldungsregelung von dem 
Grundsatz habe leiten lassen, den Beamten nach ihrem 
Dienstrang, nach der mit ihrem Amt verbundenen Ver- 
antwortung und nach Maßgabe der Bedeutung des Be- 
rufsbeamtentums für die Allgemeinheit entsprechend 
der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und 
finanziellen Verhältnisse und des allgemeinen Lebens- 
standards einen angemessenen Lebensunterhalt, den man 
früher auch als standesgemäßen Unterhalt bezeichnet 
habe, zu gewähren. 

b) Bei Behandlung dieser Frage, die nicht unmittelbar Ge- 
genstand der zu entscheidenden Verfassungsbeschwerde 
war, kann es nach richtiger Auslegung dem Bundesver- 
fassungsgericht nicht darauf angekommen sein, mathe- 
matisch meßbare Vergleichswerte für besoldungspoliti- 
sche Entscheidungen aufzustellen. Das ergibt sich schon 
daraus, daß das Bundesverfassungsgericht bei den weite- 
ren Ausführungen in der Begründung festgelegt hat, der 
sich aus der geschichtlichen Entwicklung vor und wäh- 
rend der Geltung der Weimarer Verfassung ergebende 
Grundsatz, der Staat habe den Beamten einen angemes- 
senen Unterhalt zu gewähren, sei als „hergebrachter 
Grundsatz des Berufsbeamtentums" bei der Regelung des 
öffentlichen Dienstes zu berücksichtigen. Das Grundge- 
setz belasse aber in Artikel 33 Abs. 5 dem Bundesgesetz- 
geber grundsätzlich einen weiten Ermessensspielraum, 
um die Beamtengesetzgebung den Erfordernissen des 
freiheitlichen demokratischen Staates und seiner fort- 
schrittlichen Entwicklung anpassen zu können; der Ge- 
setzgeber habe auch hinsichtlich der oberen und unteren 
Grenze der Angemessenheit einen weiten Beurteilungs- 
spielraum, so daß in zweifelhaften Fällen nur unter be- 
sonderen Umständen ein Verstoß gegen hergebrachte 
Grundsätze des Berufsbeamtentums mit der erforderli- 
chen Eindeutigkeit hergeleitet werden könne. Für die 
Frage, welche Beamtenbesoldung angemessen ist, an wel- 
chen Daten sich die Besoldungspolitik also orientieren 
soll, brachte demnach auch der Beschluß des Bundesver- 
fassungsgerichts offenbar aus wohlerwogener Zurück- 
haltung nichts. Dies zeigt sich besonders dann, wenn man 
die in Betracht kommenden Daten auf ihre Verwend- 
barkeit prüft. 

3, Wegen der Verschiedenartigkeit der Ausgangspunkte und 
der Unterschiedlichkeit der zugrunde liegenden Verhält- 
nisse im Gesamtbereich einerseits und in der Beamtenbe- 
soldung andererseits erwiesen sich als Maßstab kaum ge- 
eignet die „Bruttolöhne und -gehälter monatlich je beschäf- 
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tigten Arbeitnehmer'' (vgl. Wirtschaftsbericht 1964, BT- 
Drucksache IV/1752, Tabelle 4), das „Nettoeinkommen aus 
unselbständiger Arbeit" (vgl. Wirtschaftsbericht, Tabellen 4 
und 6), der „durchschnittliche Bruttomonatsverdienst der 
Angestellten in Industrie, Handel, Geld- und Versicherungs- 
wesen — Männer — " (Wirtschaft und Statistik 1964, Heft 5, 
S. 319), der „Preisindex für die Lebenshaltung mittlerer 
Arbeitnehmerhaushalte" (vgl, Wirtschaft und Statistik 1964, 
Heft 5, S. 311) sowie das „Bruttosozialprodukt zu jeweiligen 
Marktpreisen" (vgl. Wirtschaftsbericht, Tabelle 3), das 
„Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen von 1954" (vgl. 
Wirtschaftsbericht, Tabelle 2), das „Bruttoinlandsprodukt je 
Erwerbstätigen zu Marktpreisen von 1954" (Wirtschaftsbe- 
richt, Tabelle 2) und das „Volkseinkommen" (Nettosozial- 
produkt zu Faktorkosten, vgl. Wirtschaftsbericht, Tabelle 3). 


4. Am ehesten könnte zur Beurteilung ein Vergleich zwischen 
der Entwicklung des „Volkseinkommens je Einwohner" 
(vgl. Wirtschaft und Statistik 1964, Heft 1, S. 9, Tabelle 5) 
und der Beamtenbesoldung herangezogen werden. Dieses 
hat sich im Laufe des Jahres 1963, in dem die Beamtenbe- 
soldung durch das Dritte Besoldungserhöhungsgesetz vom 
21. Februar 1963 und das Zweite Beamtenrechts- und Besol- 
dungsänderungsgesetz vom 18. Dezember 1963 unter Be- 
rücksichtigung der Gesamtentwicklung bis zum Jahre 1962 
verbessert worden ist, um 4,6 v. H. erhöht; für das laufende 
Jahr sind z. Z. zuverlässige Schätzungen nicht möglich (vgl. 
Abschnitt III, Nr. 7, des Nachtrages zum Wirtschaftsbericht 
1964 vom 8. Juni 1964 — zu BT-Drucksache IV/1752). Der 
Besoldungs- und Versorgungsaufwand je Beamten und Pen- 
sionär dürfte sich aber mit Inkrafttreten der von der Bundes- 
regierung eingebrachten, dem Bundestag zur Verabschie- 
dung vorliegenden Gesetzentwürfe im Rahmen der Wachs- 
tumsraten des „Volkseinkommens je Einwohner" für 1963 
und 1964 halten. 


5. Ein weiterer Anknüpfungspunkt liegt in dem sogenannten 
Stichmannvergleich, bei dem der Durchschnittslohn des 
angelernten Industriearbeiters mit dem Durchschnittsgehalt 
eines Beamten in den Besoldungsgruppen A 2/A 3 vergli- 
chen wird. Für November 1963 lag der erstgenannte Wert 
bei 685,59 DM, der zweite bei 621,94 DM. Das ergibt ein 
Zurückbleiben des verglichenen durchschnittlichen Beamten- 
gehalts um 10,2 V. H. Durch das Vierte Besoldungserhö- 
hungsgesetz wird dieses Einkommen vom 1. Januar 1965 
an auf 680,63 DM erhöht. Nach neuester Berechnung des 
Statistischen Bundesamtes für Januar 1964 ist der Durch- 
schnittslohn des Industriearbeiters jedoch auf 671,10 D,M ab- 
gesunken. Das hat seine Ursache in der gesunkenen Zahl 
der bezahlten Wochenstunden von 45,7 auf 44,2 Stunden. 
Da die Arbeitszeit der Bundesbeamten seit dem 1. April 1964 
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44 Stunden wöchentlich beträgt, ist nun insofern eine besse- 
re Vergleichsmöglichkeit gegeben. Allerdings zeigt sich auch 
hieran die Problematik des Vergleichs zwischen Beamten- 
gehältern und Effektivlöhnen, zumal in Zeiten stürmischer 
Aufwärtsentwicklung der Konjunktur. Es kommt hinzu, daß 
die Besonderheiten des Beamtenverhältnisses mit seinen 
Sicherungen und sozialen Nebenleistungen mitberücksichtigt 
werden müssen. 

6. Soweit bei der Beamtenbesoldung auf die „finanziellen 
Verhältnisse" Rücksicht zu nehmen ist (so das BVerfG a. 
a. O.), muß auf die Notwendigkeit verwiesen werden, bei 
ständig steigenden Ansprüchen an die öffentlichen Haushal- 
te — insbesondere im sozialen Bereich — einen das Gesamt- 
wohl berücksichtigenden Ausgleich herbeizuführen. 

Die öffentlichen Haushalte haben bei ihrem heutigen Volumen 
wichtige konjunkturpolitische Aufgaben zu erfüllen, die in der 
zeitlichen Angleichung auch bei berechtigten Forderungen 
Rücksichtnahme verlangen. 

Insgesamt ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Be- 
züge der Beamten und der Pensionäre des Bundes durch die 
von der Bundesregierung vorgeschlagenen und dem Bundestag 
zur Verabschiedung vorliegenden Besoldungsverbesserungen 
angemessen erhöht werden. Ich hoffe, daß durch die auch vom 
Deutschen Bundestag angestrebten Untersuchungen mit dem 
Ziel einer Versachlichung der Besoldungspolitik in der Zukunft 
es gelingt, einen für alle Beteiligten annehmbaren einheitlichen 
Maßstab zu finden. 


Höcherl 
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